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A. Legistik

Verwaltungsreformgesetz BMLFUW
Mit BGBl I 2017/58 ist das „Verwaltungsreformgesetz BMLFUW“
kundgemacht worden, mit dem in nicht weniger als 21 Bundes-
gesetze eingegriffen wird. Die beiden aus Sicht der Praxis span-
nendsten Novellierungen finden im UVP-G und im ALSAG statt.
Das UVP-G erfährt ua eine Klarstellung hinsichtlich der Kumulie-
rungsprüfung: Diese soll sich nach dem neu gefassten § 3 Abs 2
nunmehr nur noch auf Vorhaben beziehen, die bestehen oder ge-
nehmigt sind, oder auf Vorhaben, die mit vollständigem Antrag
auf Genehmigung bei einer Beh früher eingereicht oder nach § 4
oder § 5 früher beantragt wurden. Eine korrespondierende Klar-
stellung gibt es für Änderungsvorhaben (§ 3 a Abs 6). In § 17
Abs 7 (bzw § 24 f Abs 13) wird eine Zustellfiktion eingefügt, um
den Anforderungen des EuGH in der Rs C-137/14, Kommission/
Deutschland, gerecht zu werden: „Mit Ablauf von zwei Wochen
[. . .] gilt der Bescheid auch gegenüber jenen Personen als zugestellt,
die sich am UVP-Verfahren nicht oder nicht rechtzeitig [. . .] betei-
ligt [. . .] haben.“ Darüber hinaus kommt es bei den Flugplatz-Tat-
beständen und jenen für Starkstromfreileitungen sowie bei der
Herstellung von Eisen und Stahl im Anh 1 zu Änderungen.

Neues gibt es auch im ALSAG: „Aushubmaterial“ ist der neue
„Erdaushub“ bzw das neue „Bodenaushubmaterial“ (beides gestri-
chen) und wird definiert als jenes Material, das durch Ausheben
oder Abräumen des Bodens oder des Untergrundes anfällt (§ 2
Abs 18), um es gleich einer ALSAG-Befreiung (bei Vorliegen der
Voraussetzungen) zu unterwerfen (§ 3 Abs 1 a Z 5a, 5 b). Eben-
falls erfolgt eine Anpassung der ALSAG-Ausnahmen an die Recyc-
ling-Baustoff-V. Weiters gibt es einige neue bzw neu umschrie-
bene Beitragsausnahmetatbestände und eine Art Subsidiärbei-
tragsschuldnereigenschaft für Unternehmen, die sich nicht an
die Recycling-Baustoff-V halten.

B. Judikatur

1. Keine Haftung für Kontaminationen, die vor 1969
verursacht wurden

In seinem Erk v 30. 3. 2017, Ro 2015/07/0033, hatte der VwGH die
Frage zu beantworten, ob der Verursacher einer vor der WRG-
Nov BGBl 1969/207 eingetretenen Kontamination haftet. Das
LVwG NÖ führte in seiner E v 17. 4. 2015, LVwG-AB-14–0172,
aus, dass „die Handlungsverpflichtung nach § 31 Abs 2 WRG erst
mit der Nov 1969 geschaffen [wurde] und daher den Verursacher
einer Altlast nicht [trifft], wenn er die Anlagen bzw Liegenschaften,
bei denen es infolge seiner Betriebstätigkeit vor dem 2. Weltkrieg zu
Kontaminationen kam, bereits vor 1969 veräußert hat. Er kann da-
her auch nicht Adressat eines Auftrags gem § 31 Abs 3 WRG sein.“
Der VwGH bestätigt diese Rechtsansicht und gab der Rev keine
Folge: „Daraus, dass der Gesetzgeber hinsichtlich der erst durch die
WRG-Nov 1969 wasserrechtlich erfassten wassergefährdenden An-
lagen eine Übergangsbestimmung erlassen hat, die auch schon be-
stehende Anlagen beh Maßnahmen unterwirft, bei der mit § 31a
WRG eng verwandten Norm des § 31 leg cit, die ebenfalls gegenüber
dem bisherigen Zustand neue Verpflichtungen schuf, hingegen sol-
che Übergangsbestimmungen nicht erlassen hat, ist zu schließen,
dass er § 31 idF der Nov 1969 nicht auf Sachverhalte angewendet

wissen wollte, bei denen das Tatbestandselement der Verursachung
der Gewässerverunreinigung bereits vor dem Inkrafttreten der Nov
verwirklicht worden war.“

2. Emissionen sind Emissionen – it’s that simple

Der EuGH hat zur Frage, ob CO2, das zwar bei einer dem Emis-
sionshandel unterliegenden Anlage anfällt, aber nicht in die Atmo-
sphäre freigesetzt wird, festgehalten, dass dieses nicht als Emission
gilt (EuGH 19. 1. 2017, C-460/15), und dies mit lenkungsrechtli-
chenÜberlegungen begründet: Diewirtschaftliche Logik der Treib-
hausgasemissionszertifikate besteht darin, dass die Verringerung
der Treibhausgasemissionen, die für das Erzielen eines im Voraus
bestimmten Ergebnisses für die Umwelt notwendig ist, zu mög-
lichst geringenKosten erfolgt. Dieses System soll insb dadurch, dass
der Verkauf der zugeteilten Zertifikate erlaubt wird, jeden Teilneh-
mer dazu veranlassen, eine Treibhausgasmenge zu emittieren, die
unter der Menge der ihm ursprünglich zugeteilten Zertifikate liegt,
um die überschüssigen Zertifikate an einen anderen Teilnehmer
abzugeben, der eine Emissionsmenge erzeugt hat, die die ihm zu-
geteilten Zertifikate übersteigt. Insofern besteht ein objektiver Un-
terschied zwischen einem Betreiber, der Treibhausgas in die Atmo-
sphäre freisetzt, und einem Betreiber, der solche Emissionen da-
durch vermeidet, dass er das erzeugte CO2 in einen anderen stabilen
chemischen Stoff, in dem es gebunden wird, chemisch umwandelt.

Im Ergebnis bestätigt der EuGH daher ein Lehrbuchbeispiel für
das, was wir in Österreich Lenkungsrecht nennen: Der Gesetzge-
ber schafft ein (hier über finanzielle Hebel ausgestaltetes) Anreiz-
system, das den Rechtsunterworfenen motiviert, technologische
Innovationen zur Zielerreichung (weniger Treibhausgase) zu set-
zen.1)

C. Sonstiges

Leitfaden zur Aarhus-Konvention
Die EK hat einen Leitfaden über den – in der AarhK vorgesehe-
nen – Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten ausgear-
beitet. Dieser stützt sich auf sämtliche relevanten Bestimmungen
des Umweltsekundärrechts, des Primärrechts sowie der AarhK
und enthält ua Abschnitte über öffentliche Interessen, Pflichten
und Rechte, Klagebefugnisse, den Umfang der gerichtlichen Kon-
trolle, wirksame Rechtsmittel und Kosten. Die Darstellung der Be-
stimmungen erfolgt jeweils im Lichte der dazu ergangenen E des
EuGH. Insgesamt ergibt sich ein umfassendes Bild der derzeitigen
Rechtslage im Hinblick auf den Zugang zu Gerichten in Umwelt-
angelegenheiten in der EU.2)
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1) Umweltrechtsblog.at v 21. 1. 2017 (Sander).
2) Umweltrechtsblog.at 2. 5. 2017 (Ennöckl).


